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MANAGEMENT SUMMARY 

 

 

Jahresbericht 2012 – eine kurze Zusammenfassung 
 

 793 Personen beanspruchen 2012 Sozialhilfe, 750 Personen in Nidau (Vorjahr: 729) und 

43 Personen in Port (Vorjahr: 55). Damit bleibt die Sozialhilfequote auf hohem Niveau 

stabil, in Nidau 10.8%, in Port 1.3% und für die gesamten Sozialen Dienste Nidau 7.7%.  

Es wurden vermehrt Menschen über eine kurze Dauer von 0-4 Monate unterstützt (2011: 

8% aller Dossiers; 2012: 16%). Der Anteil der langfristig zu Unterstützenden ist mit ca. 

47% aller Dossiers in etwa konstant geblieben. 

 

 Das Kinder- und Erwachsenenschutz-Team führte 2012 deutlich mehr Mandate für 

hilfsbedürftige Menschen (269, Vorjahr 234). Ebenfalls zugenommen haben die Ge-

fährdungsmeldungen und damit verbundene Abklärungen zum Schutz von Kindern 

und Jugendlichen (51, Vorjahr 38).  

 

 74 Personen nahmen an einem der von den Gemeinden Nidau und Port mitfinanzierten 

Beschäftigungsprogrammen teil. 10 von ihnen fanden eine Arbeit im ersten Arbeitsmarkt, 

33 sind Ende 2012 noch in einem Programm engagiert.  

 

 30 Verfügungen wurden im Zusammenhang mit unrechtmässigem Bezug oder mangelnder 

Mitwirkung erlassen. Dies betrifft 6.7% aller geführten Fälle. 

 

 Die AHV-Zweigstelle bearbeitete 2988 Dossiers im Bereich Leistungen und Beiträge. 

 

 Minderjährige Kinder haben Anspruch auf einen Vorschuss für laufende elterliche Unter-

haltsbeiträge. Die Alimentefachfrau führte 298 Dossiers zur Bevorschussung und erzielte 

einen Inkassoerfolg von 83.8% (Vorjahr 73%, Kanton 58%). 

 

 124 Personen machten in Nidau und Port von der KulturLegi Gebrauch. 

 

 Der Gesamtaufwand der finanziellen Leistungen in der Sozialhilfe beträgt 2012 CHF 11.8 

Mio (Vorjahr CHF 12.2 Mio). Der Gesamtertrag beträgt 2012 CHF 3.1 Mio. (Vorjahr CHF 

3.4 Mio.) Der Nettoaufwand nimmt um rund CHF 100‘000 oder 1.1% ab. 

 

 27 Fachpersonen in 21.6 Stellen engagieren sich in den sechs Bereichen Sozialhilfe, 

Kindes- und Erwachsenschutz (ehemals Vormundschaft), Administration, Behördensekre-

tariat, Alimente und AHV-Zweigstelle der Sozialen Dienste Nidau.  
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1 VORWORT UND DANK  

Der Jahresbericht 2012 der Sozialen Dienste gibt Ihnen einen Einblick in die Leistungen der 

einzelnen Fachbereiche sowie in die Kostenentwicklungen.  

Er beschreibt die vielschichtigen, sozialen Herausforderungen in den Gemeinden Nidau und 

Port, welche nur in einer gut vernetzten Zusammenarbeit zwischen Politik, Wirtschaft, Ver-

waltung und den zahlreichen privaten Institutionen nachhaltig gelöst werden können. 

Wir danken allen, die uns beim Erfüllen des Auftrags und Erreichen unserer Ziele unterstützt 

haben. 

 

1.1 Auftrag und Entwicklung der Sozialen Dienste 

Die Sozialen Dienste der Stadt Nidau sind eine ambulante polyvalente Beratungsstelle. Sie 

erbringen individuelle Leistungen für Bewohnerinnen und Bewohner der Stadt Nidau und der 

Gemeinde Port in bestimmten, oft auch schwierigen Lebenslagen.  

Die wichtigsten Leistungen sind die wirtschaftliche Existenssicherung gemäss Sozialhilfege-

setz des Kantons Bern (vergl. Kapitel 3), Schutz von Minderjährigen oder Erwachsenen ge-

mäss der Kindes- und Erwachsenenschutz-Gesetzgebung (Kapitel 4), Bevorschussung 

von Unterhaltszahlungen (Alimente) (Kapitel 7) und der AHV-Zweigstelle (Kapitel 8). Da-

mit verbunden sind professionelle Beratungen, Anleitungen zur Selbsthilfe der um Unterstüt-

zung nachsuchenden Personen und umfassende administrative Aufgaben, die meist im Hin-

tergrund stattfinden und ebenfalls effizient und effektiv zu erledigen sind (Kapitel 5 und 6).  

Neben der sozialen Einzelhilfe sind unsere Fachleute auch in der institutionellen Sozialhilfe 

immer wieder gefragt (siehe Kapitel 2.1). Unsere Mithilfe bei Abklärungen bezüglich Schulso-

zialarbeit, Engagement in der Projektgruppe Integration, Unterstützung der Altersarbeit tra-

gen zur sozialen Entwicklung des Gemeinwesens von Nidau und Port bei. Damit verbundene 

Kontakte dienen der professionellen Vernetzung, die uns im Alltag der Einzelhilfe wieder zu 

Nutzen ist. 

Um diese Aufgaben wahrnehmen zu können benötigen wir kompetente Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, effiziente IT-Lösungen, klare Prozesse, konstruktive Zusammenarbeit mit den 

verwaltungsinternen- und externen Partnern, sowie eine strukturierte und auf die Tätigkeiten 

funktional abgestimmte Arbeitsumgebung. Daran arbeiten wir im Sinne der kontinuierlichen 

Verbesserung stetig. Ein sorgsamer Umgang sowohl mit den kommunalen wie den kantonalen 

Finanzen ist uns ein Anliegen. Gezielte Weiterbildung des Personals ist unabdingbar, um die 

herausfordernden Ziele zu erreichen.  

Ein besonderer Dank geht hier an Andreas von Wartburg, Leiter der Sozialen Dienste Nidau 

von 2001 – 2012. Er hat die professionelle Entwicklung der Sozialen Dienste geprägt. Wir 

wünschen ihm an seiner neuen Stelle in der KES-Behörde alles Gute.  

 

Das Leitungsteam: Christine Spreyermann, Abteilungsleiterin, Yves Saillen, Bereichsleiter KES 

und Stellvertretung Abteilungsleitung, Christian Hauri, Bereichsleiter Sozialhilfe, Karin Berger, 

Bereichsleiterin Administration, Brigitte Hurni, Leiterin AHV-Zweigstelle, Michael Frey, Assis-

tenz Abteilungsleitung. 
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2 LEISTUNGEN IM ÜBERBLICK  

Insgesamt 793 Menschen waren auf wirtschaftliche Unterstützung angewiesen, darunter 323 

Minderjährige. Weitere 269 Menschen (darunter 140 Minderjährige) benötigten behördlichen 

Schutz im Rahmen eines KES-Mandates.  

Einen umfassenden Überblick über die gesamte Anzahl Dossiers per Ende 2012 gibt Tabelle 

1: Fallstatistik. Die Mitarbeitenden der Sozialen Dienste waren an diesem Stichtag in 1079 

Dossiers engagiert, 55 weniger als im Vorjahr. 

Für die Bemessung der Arbeitsauslastung der Sozialen Dienste ist die Anzahl der geführten 

Fälle pro Jahr in den Bereichen der Sozialhilfe und des Kindes- und Erwachsenenschutz von 

zentraler Bedeutung. Dieser Wert nahm im Berichtsjahr um 142 Fälle auf total 1806 Dossiers 

zu. Die von der Gesundheits- und Fürsorgedirektion des Kantons Bern empfohlen Fallbelas-

tung liegt zwischen 80 und 100 Fällen pro 100% Sozialarbeitenden. Der entsprechende Wert 

der Sozialen Dienste entspricht 96 geführten Fällen pro 100% Sozialarbeitenden. Er bewegt 

sich also im oberen Drittel.  

 

2.1 Projekte/Kommissionen/Gremien/Partner 

Die Sozialen Dienste sind im Berichtsjahr nebst den Haupttätigkeitsfeldern Sozialhilfe, Kin-

des- und Erwachsenenschutz, Alimente, AHV-Zweigstelle auch in verschiedenen Projektarbei-

ten beteiligt gewesen.  

2.1.1 Mietzinsrichtlinien 

Im Jahr 2012 haben die Sozialen Dienste den Referenzzinssatz bei allen Klientinnen und 

Klienten überprüfen lassen. Die Klienten wurden unterstützt, mit einem Brief an die Verwal-

tungen zu gelangen, um den Mietzins an den Referenzzinssatz von 2.25% anzupassen.  

2011 hat die Sozialkommission die Nebenkosten auf 20% des Nettomietzinses festgelegt. 

2012 wurden alle Nebenkostenabrechnungen dahingehend überprüft.  

2.1.2 Weidteile Delegation und Fachaustausch Integration 

Die Sozialen Dienste und der Präsident der Sozialkommission sind in der interdisziplinär zu-

sammengesetzten Delegation Weidteile vertreten und unterstützen so die Bemühungen der 

Abteilung Bildung, Kultur und Sport, welche federführend die Präventions- und Integrations-

projekte im Quartier Weidteile lancieren und Vernetzung fördern, so auch den Fachaustausch 

Integration, an dem sich die Sozialen Dienste mit Cornelia Roth, KES, und Denise Aeschba-

cher, SH, beteiligen.  

2.1.3 ERFA Seeland 

Die Stellenleiter der Sozialdienste im Seeland sind in einer ERFA zusammengeschlossen. Im 

Kanton Bern gibt es vier solche ERFA-Gruppen (Bern, Oberland, Emmental/Oberaargau, See-

land). Die vier ERFA-Gruppen sind je in der Berner Konferenz für Sozialhilfe, Erwachsenen- 

und Kindesschutz (BKSE) vertreten. In der ERFA-Gruppe werden grundsätzliche Themen aus 

den Sozialdiensten besprochen und in spezifischen Fragestellungen nach einheitlichen Lösun-

gen gesucht.  
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Leistungsarten 1.01.2012 bis 31.12.2012  

geführte Fälle (Dossier) b) Bestand 1.01.2012 Zugänge im 2012 Abgänge im 2012 Bestand 
31.12.2012 

Total geführte 
Fälle 2012 a) 

Total geführte 
Fälle 2012 a) 

Total geführte 
Fälle 2012 a) 
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  Nidau in % Port in % Nidau und  
Port 

SH Anmeldung c) 0 0 0 7 1 8 0 0 0 7 1 8   7 88% 1 13% 8 

SH Anmeldung ohne Falleröffnung 3 3 6 57 10 67 60 13 73 0 0 0   60 82% 13 18% 73 

SH Sozialhilfe 293 14 307 121 17 138 110 14 124 304 17 321   414 93% 31 7% 445 

SH präventive Beratungen >3h 6 1 7 1 1 2 3 2 5 4 0 4   7 78% 2 22% 9 

SH Lohn- und Rentenverwaltung 1 1 2 2 0 2 0 1 1 3 0 3   3 75% 1 25% 4 

SH Sozialhilfe ohne BFS 3 0 3 4 1 5 6 1 7 1 0 1   7 88% 1 13% 8 

SH Wiederanmeldung 1 0 1 0 0 0 0 0 0 1 0 1   1 100% 0 0% 1 

Zuschuss nach Dekret 1 0 1 0 1 1 1 0 1 0 1 1   1 50% 1 50% 2 

Rückerstattung Sozialhilfe 116 12 128 272 6 278 271 5 276 117 13 130   388 96% 18 4% 406 

KES Anmeldung c) 0 0 0 3 0 3 1 0 1 2 0 2   3 100% 0 0% 3 

KES Anmeldung ohne Falleröffnung 0 1 1 9 1 10 9 2 11 0 0 0   9 82% 2 18% 11 

KES Abklärungen Minderjährige d) 18 5 23 20 8 28 23 12 35 15 1 16   38 75% 13 25% 51 

Gefährdungsmeldung d)                                     

KES Abklärungen Erwachsene d) 10 5 15 34 4 38 29 6 35 15 3 18   44 83% 9 17% 53 

KES Mandate 133 36 169 32 11 43 36 9 45 129 38 167   165 78% 47 22% 212 

KES Mandate Erwachsene 16 2 18 7 1 8 0 0 0 23 3 26   23 88% 3 12% 26 

KES Mandate Minderjährige 14 3 17 12 2 14 0 0 0 26 5 31   26 84% 5 16% 31 

KES präventive Beratungen >3h 5 1 6 6 1 7 4 1 5 7 1 8   11 85% 2 15% 13 

KES Lohn- und Rentenverwaltung 2 1 3 0 0 0 1 1 2 1 0 1   2 67% 1 33% 3 

KES Mandate privat 35 14 49 7 2 9 16 4 20 26 12 38   42 72% 16 28% 58 

KES Pflegekinderaufsicht 12 4 16 2 0 2 0 0 0 14 4 18   14 78% 4 22% 18 

KES Vatersch./Unterhalt/elterl. Sorge 8 3 11 21 8 29 20 9 29 9 2 11   29 73% 11 28% 40 

Kindsvermögen 10 0 10 5 0 5 15 0 15 0 0 0   15 100% 0 0% 15 

Alimente 232 29 261 26 8 34 16 5 21 242 32 274   258 87% 37 13% 295 

Berichte Gutachten 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0   0 0% 0 0% 0 

Erbrechtliche Massnahmen 7 3 10 9 2 11 16 5 21 0 0 0   16 76% 5 24% 21 

Total Fälle 926 138 1064 657 85 742 637 90 727 946 133 1079 1583 88% 223 12% 1806 

 

Tabelle 1: Fallstatistik

 

Zu- und Abnahmen sowie geführte Fälle / Nidau und Port (ohne AHV-Zweigstelle) 
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2.1.4 Dachverband soziale Institutionen Biel Region (DSI) 

Der DSI ist eine Vereinigung sozialer Institutionen in der Region Biel. Die Sozialen Dienste 

Nidau waren im Berichtsjahr im DSI mit Christoph Graf / Christian Hauri und Marlise Flücki-

ger vertreten. 

 

 

2.2 Personelle Ressourcen und Organigramm 

Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind ausgebildete Fachpersonen (Sozialarbei-

ter/innen, Sozialpädagogen, Kaufmann/Kauffrau, Jurist/in, u.a.m.) mit entsprechenden Be-

rufskenntnissen und fachspezifischen Weiterbildungen. Der Stellenplan umfasste Ende 2012 

total 2160 Stellenprozente, welche auf insgesamt 27 Festangestellte verteilt waren.  

Mit der Ausgliederung der Aufgaben, die ab dem 1. Januar 2013 durch die Kindes- und Er-

wachsenenschutzbehörden wahrgenommen werden, können die Ressourcen von Leitung und 

Behördensekretariat sowie der Administration insgesamt um 80 Stellen% reduziert werden. 

Hingegen wurde der operative Bereich KES im Berichtsjahr aufgrund der Fallbelastung und 

neuer Aufgaben gemäss Beschlüssen des Gemeinderats im Berichtsjahr um 30 Stellenprozen-

te erhöht (0.2 zusätzliche Leitung und 0.1 Stellen für die Begleitung privater Mandatsträger). 

Auf der Basis einer Arbeitsplatzbewertung sprach der GR der AHV Zweigstelle zusätzliche 0.1 

Stellen zu. 10 Stellen% der Administration wurden an Abteilung Finanzen übertragen und 

weitere 10 Stellen% wurden auf Beschluss des Gemeinderats auf Anfang 2013 als Sparmass-

nahme gekürzt.  

Insgesamt resultiert daraus für 2013 eine Abnahme von 60 Stellen%. 

 2009 2010 2011 2012 
Budget 
2013 

Stellenleitung 100 100 100 100 90 

Behördensekretariat, Rechtsdienst, Alimente 190 190 190 190 160 

Administration Soziale Dienste 520 520 580 620 560 

Sozialarbeit Sozialhilfe 560 560 560 570 570 

Sozialarbeit Kindes- und Erwachsenenschutz 420 420 420 490 520 

AHV Zweigstelle  190 190 190 190 200 

Insgesamt 1980 1980 2040 2160 2100 

Tabelle 2: Stellenplan Soziale Dienste Stand 31.12.2012 und 1.1.2013 

 

Die Aufgabenteilung in die Fachbereiche Sozialhilfe und Kindes- und Erwachsenenschutz, 

sowie die Spezialisierungen innerhalb der Administration bewähren sich. Die Prozesse werden 

laufend den neuen Gegebenheiten angepasst und optimiert. (vgl. Kapitel 9.2 Organigramm 

der Sozialen Dienste). 

 

2012 sind einige personelle Wechsel auf Leitungsebene und bei den Mitarbeitenden zu ver-

zeichnen (vgl. Kapitel 9.1) Mit besonderem Dank erwähnt seien hier: Andreas von Wartburg, 

Abteilungsleiter Soziale Dienste, und Christoph Graf, Fachbereichsleiter Sozialhilfe. Sie haben 

nach vielen Jahren bei den Sozialen Diensten Nidau neue Herausforderungen angenommen. 

Marlies Schlup, Sozialarbeiterin Sozialhilfe, ging nach 10-jähriger Tätigkeit in Pension.  
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3 FACHBEREICH SOZIALHILFE  

3.1 Leistungen in der Sozialhilfe 

793 Personen beanspruchen 2012 Sozialhilfe, 750 Personen in Nidau (Vorjahr: 729) und 43 

Personen in Port (Vorjahr: 55. Das sind 1% mehr Personen. Die Leistungen lassen sich auf 

folgende Rubriken aufteilen (gemäss differenzierter Sozialhilferechnung des Kantons): 

 

 
Tabelle 2: Kostenarten Sozialhilfe 2012 

 

2011 2012 Veränderung 

Grundbedarf 3'842'926 3'902'255 2% 

Wohnkosten inkl. Wohnnebenkosten 2'947'544 2'760'394 -6% 

Gesundheitskosten ohne KK Prämien 1'094'819 1'120'095 2% 

KV- Prämien Grundversicherung 1'533'608 1'450'868 -5% 

Platzierungskosten 1'602'026 1'427'902 -11% 

Vorsorgliche ambulante Massnahmen 18'689 19'957 7% 

SIL (Situationsbedingte Leistungen) 555'459 488'470 -12% 

IZU/MIZ (Integrationszulagen) 464'077 445'691 -4% 

EFB (Einkommensfreibetrag) 172'778 168'835 -2% 

Summe 12'231'926 11'784'467 -4% 
Tabelle 3: Leistungen der Sozialhilfe gemäss differenzierter Sozialhilfeabrechnung 
(Der Einkommensfreibetrag wird nicht ausbezahlt, jedoch gewährt, ist daher der Leistungsseite zuzuschreiben) 

 

Trotz einer Zunahme der absoluten Anzahl unterstützter Personen von 1% sanken die Kosten 

um beachtliche 4%. Weniger Leistungen wurden insbesondere für Wohnen, für die KV-Grund-

versicherungsprämien, für die Situationsbedingten Leistungen sowie für Platzierung erbracht. 

Die Mietzinsrichtlinien und die konsequente Eintritts- und die periodische Anspruchsüberprü-

fung zeigen Wirkung. Die Sozialen Dienste haben zudem 2012 bei den Verwaltungen die An-

passung der Mietzinse auf den aktuell geltenden Referenzzinssatz von 2.25% eingefordert. 

Grundbedarf
33%

Wohnkosten
23%

Gesundheitskosten
10%

KV‐Prämien
12%

Platzierungskosten
12%

Ambulante 
Massnahmen

UebrigeSIL
4%

IZU‐MIZ
4%

Einkommens‐
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Kostenarten Sozialhilfe
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3.2 Erträge in der Sozialhilfe 

Zur Eintritts- und zur periodischen Anspruchsüberprüfung gehört die sorgfältige Abklärung 

aller Einkommen und Vermögen sowie allfälliger Ansprüche auf andere Finanzierungsquellen 

(IV, KV, AHV, Familienzulagen, Alimente, KV-Rückerstattungen usw.). Manchmal bevor-

schusst die Sozialhilfe die Grundexistenz und erhält später z.B. die zustehende Versiche-

rungsleistung zum Ausgleich.  

 

 
Tabelle 4: Ertragsarten der Sozialhilfe gemäss differenzierter Sozialhilfeabrechnung 

 

Jahr 2011 2012 Veränderung 

Erwerbseinkommen (netto) 968'802 929'154 -4% 

ALV 288'992 176'810 -39% 

IV-Taggelder und IV-Renten 316'214 395'655 25% 

Einkommen aus übrigen Sozialversicherungen 803'664 454'501 -43% 

Kinder- und Ehegattenalimente 205'050 185'846 -9% 

Familienzulagen 58'148 147'477 154% 

KV-Rückerstattungen 627'077 597'639 -5% 

Persönliche Rückerstattungen 99'412 -23'002 -123% 

Elternbeiträge/Verwandtenunterstützung 12'741 21'508 69% 

Heimatliche Vergütungen 95'012 41'251 -57% 

Übrige Einkommen 184'556 175'359 -5% 

Summen 3'659'668 3'102'198 -15% 

Tabelle 5: Erträge der Sozialhilfe gemäss differenzierter Sozialhilfeabrechnung mit Vorjahresvergleich 

Die Erträge insgesamt waren 15% tiefer als im Vorjahr. Den grössten Anteil haben Erwerbs-

einkommen, die Sozialversicherungen (u.a. IV, ALV) sowie die Krankenkassenrückerstattung. 

Jene Sozialhilfe Beziehenden, die einer Erwerbsarbeit nachgehen konnten, erzielten während 

der Unterstützungszeit im Berichtsjahr annähernd eine Million Franken Erwerbseinkommen. 

Der Ertrag aus Sozialversicherungen (Krankenversicherungen, IV-Renten, Familienzulagen 

Erwerbseinkommen 
(netto)
26%

ALV
8%

IV‐Taggelder und IV‐
Renten
9%

Einkommen aus 
übrigen 

Sozialversicherungen
22%

Kinder‐ und 
Ehegattenalimente

6%
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1%

KK‐Rückerstattungen
17%
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Rückerstattungen

3%

Elternbeiträge/ 
Verwandtenunterst..

Heimatliche 
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3%

Übrige Einkommen
5%
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usw.) betrug rund 1.7 Millionen Franken. Die Ertragssteigerung bei den Familienzulagen ist 

darauf zurückzuführen, dass neu auch Erwerbslose einen Anspruch haben und wir daher die-

se Beträge zu Gunsten der Sozialhilfe geltend machen konnten. Der Betrag bei den persönli-

chen Rückerstattungen ergibt sich aus den Abschreibungen (Rückerstattung nicht möglich, 

Verlustschein usw.; - CHF 106'104) und den tatsächlich erhaltenen Rückerstattungen (+CHF 

83'102).  

Die persönlichen Rückerstattungen und Elternbeiträge/Verwandtenunterstützungen fallen 

wiederum gering aus, da z.B. Eltern von platzierten Kindern nicht selten selber auf dem Exis-

tenzminimum leben oder sogar Sozialhilfe beziehen und deshalb nicht in der Lage sind, Bei-

träge an die Platzierungskosten zu leisten. Dies betrifft auch – als weiteres Beispiel - Men-

schen, die den Absprung aus der Sozialhilfe geschafft haben, aber meist zu wenig Einkom-

men und Vermögen haben, um rückerstattungspflichtig zu werden. 

Der Kanton Bern hat auf das Jahr 2012 die neue Differenzierte Sozialhilferechnung in Kraft 

gesetzt, um eine besserer Kostenkontrolle führen zu können. Ausführungen zu den Unter-

schieden der beiden Rechnungsarten finden sich im Kapitel 10 Anhang. 

 

3.3 Demographische Angaben zu den Sozialhilfe beziehenden Personen1  

 Alter: Ein Drittel aller unterstützten Personen auf den Sozialen Diensten Nidau sind mit-

unterstützte Kinder im Alter von 0 – 17 Jahren. Dies entspricht der kantonalen Situation 

(32.8%).  

 Nationalität: Fast 60% der unterstützten Personen sind Ausländer und Ausländerinnen. 

Ihr Anteil ist markant höher als im kantonalen Durchschnitt. (Soziale Dienste Nidau: 

58,7%; Kanton: 37,8%) 

 Zivilstand und Betreuungsaufgaben: Der Anteil der verheirateten unterstützten Personen 

ist im Vergleich mit dem kantonalen Durchschnitt wesentlich höher (Nidau/Port: 50.7%; 

Kanton: 38,5%). Von allen unterstützten Haushalten entfallen in Nidau/Port 17.1% auf 

verheirateten Personen mit Kindern (Kanton: 11.1%) und 19.4% auf Alleinerziehende 

(Kanton: 19.4%). 

 Ausbildung: Keine Ausbildung abgeschlossen haben 55,5% der Sozialhilfebeziehenden in 

Nidau/Port, was in etwa dem kantonalen Durchschnitt von 55,2% entspricht. 32 Men-

schen oder 7.5% verfügen über einen höheren Fachausbildungsabschluss. 

 Erwerbsstatus: Der Anteil der erwerbstätigen Personen, die Sozialhilfe beziehen, ist auf 

den Sozialen Diensten Nidau tiefer als im Kantonsvergleich (23.2% versus 28.4%). Die 

sozialhilfebeziehenden, arbeitsfähigen Erwerbslosen bilden sowohl in Nidau/Port wie im 

Kanton einen Anteil von ca. 34%. Und schliesslich der Anteil der Nicht-Erwerbspersonen 

(IV- , AHV-Rentner usw.) liegt bei 43.4% und ist 6% höher als im kantonalen Durch-

schnitt.  

 Beendigungsgrund: Positiv zu vermerken ist, dass die Verbesserung der Erwerbssituati-

on im Jahr 2011 in 39,7% der Dossiers der Sozialen Dienste Nidau zu einem Abschluss 

der Sozialhilfeunterstützung geführt hat (2010: 31,1%). Kantonsweit war eine Steige-

rung von 31,3% (2010) auf 33,6 (2011) zu verzeichnen.  

 
  

                                               
1 Daten des Bundesamtes für Statistik 2011 für die Sozialen Dienste Nidau 
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3.4 Leistungshäufigkeiten 2012 im Vergleich zu den Vorjahren 

3.4.1 Anzahl Dossiers  

 
Tabelle 6: Anzahl Dossiers in der Sozialhilfe per Stichtag, Vergleich der Jahre 2008-2012 

Die Anzahl der aktiven Dossiers per Stichtag 31. Dezember hat sich gegenüber dem Vorjahr 

erhöht und ist seit 2008 in der Tendenz steigend.  

 

3.4.2 Neuanmeldungen 

 
Tabelle 7: Anzahl der Neuanmeldungen, Vergleich der Jahre 2008 – 2012 

Es meldeten sich pro Arbeitswoche im Durchschnitt zwischen vier bis fünf Einzelpersonen 

oder Familien für den Bezug von wirtschaftlicher Hilfe bei den Sozialen Diensten Nidau an. 

Die neu gestellten Gesuche nehmen von Jahr zu Jahr zu. 30% der Gesuche wurden zurück-

gewiesen, da die Voraussetzungen für den Bezug von Sozialhilfe nicht gegeben waren (Vor-

jahr 25%).  
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3.4.3 Geführte Fälle 

 
Tabelle 8: Geführte Fälle in der Kategorie Sozialhilfe, Vergleich der Jahre 2008 – 2012 

Die Anzahl der geführten Fälle für die Gemeinde Port ist klein und nahm 2012 leicht ab. In 

der Stadt Nidau hat sich die Zahl der geführten Fälle gegenüber dem Vorjahr minim verrin-

gert. 

 

3.4.4 Sozialhilfequote 

Die Sozialhilfequote berechnet sich aus dem Verhältnis der unterstützten Personen im Be-

richtsjahr mit der Wohnbevölkerung per 31. Dezember des letzten Jahres.  

 
Tabelle 9: Sozialhilfequoten Nidau, Port und Kanton Bern, Vergleich 2008 – 2012 
(die Quote 2012 für den Kanton Bern ist bei Drucklegung noch nicht verfügbar) 

Gesamthaft, d.h. zusammengerechnet für die Gemeinden Nidau und Port, beträgt die Sozial-

hilfequote unverändert 7.7.%. Nidau hat mit 10.8% die zweit höchste Sozialhilfequote (nach 

Biel) in der Schweiz. Der Kanton hat eine Studie in Auftrag gegeben, um mehr über die 

Gründe für die hohe Sozialhilfequote im Raum Biel und über allfällige Ansatzpunkte zu erfah-

ren. 

2008 2009 2010 2011 2012

Total 427 430 462 451 445

Nidau 389 395 427 417 414

Port 38 35 35 34 31
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3.4.5 Unterstützungsdauer  

 

2009 2010 2011 2012 
25 und mehr Monate 44% 43% 48% 47% 
17-24 Monate 12% 13% 16% 11% 
13-16 Monate 9% 12% 7% 7% 
5-12 Monate 22% 23% 21% 19% 
0-4 Monate 14% 8% 8% 17% 

Tabelle 10: Unterstützungsdauer nach Monaten, Vergleich der Jahre 2008 – 2012, absolut und in Prozent 
(Lesebeispiel: 2012 beziehen 47% der Fälle Sozialhilfe während einer Dauer von 25 und mehr Monaten.) 

Tabelle 10 zeigt auf, wie sich die Fälle, die kurzfristig (d.h. 0 bis 4 Monate) auf die Unterstüt-

zung der Sozialhilfe angewiesen waren, gegenüber dem Vorjahr verdoppelt haben. Während-

dessen haben sich die geführten Fälle in den mittleren drei Kategorien verringert. Die Dos-

siers mit mehr als 25 Monaten Bezugsdauer sind konstant hoch und machen annähernd 50% 

der Fälle aus.  

 

3.5 Integrations-, Qualifizierungs- und Beschäftigungsprogramme 

Sozialhilfebeziehende Personen, die arbeitsfähig sind, haben gemäss dem Prinzip 'Leistung 

gegen Gegenleistung' die Pflicht, an einer Beschäftigungs- oder Integrationsmassnahme teil-

zunehmen und werden von den Sozialarbeitenden entsprechend zugewiesen. 

Seit Januar 2012 arbeiten die Sozialen Dienste bezüglich der vom Kanton zur Verfügung ge-

stellten und direkt finanzierten Beschäftigungsprogramme BIAS neu und fruchtbar mit der 

Fachstelle Arbeitsintegration FAI der Stadt Biel zusammen. FAI bietet eine professionelle 

Abklärung von Klientinnen und Klienten im Hinblick auf adäquate Unterstützung zur berufli-

chen Integration und weist diese einer individuell passenden Beschäftigungsmassnahme zu. 

Neu stellt der Kanton auch Testarbeitsplätze (TAP) zur Abklärung der Arbeitsbereitschaft und 

der Arbeitsfähigkeit von einzelnen Klientinnen und Klienten zur Verfügung. Nidau arbeitet mit 

der TAP-Fachstelle der Abteilung Soziales der Stadt Biel zusammen. 

Per Stichdatum 31.12.2012 befanden sich von 294 Personen, die in einem Dossier als füh-

rend bezeichnet wurden, 70 Personen (24%) in einem kantons- oder gemeindefinanzierten 

Beschäftigungsprogramm. Gute drei Viertel, d.h. 224 Personen oder 76%, nahmen aus in 

unten stehender Tabelle aufgeführten Gründen nicht an einer Beschäftigungsmassnahme teil.  
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Gründe für Nichtteilnahme an einem Beschäftigungsprogramm nach Kategorien  Anzahl  

Arbeit Teil- oder Vollzeit, oder Ausbildung 72 

Arztzeugnis 36 

Kinderbetreuung 34 

IV Anmeldung oder IV Massnahme 20 

Alter > 55 Jahre 14 

Stationärer Aufenthalt (Heim, Wohngruppe, Gefängnis u.a.) 11 

Sucht 9 

Massnahme der Arbeitslosenversicherung ALV 7 

Bezug von Ergänzungsleistungen EL 3 

AHV 5 

Sprachkurs 4 

Verweigerung 3 

Andere 6 

Total 224 

Tabelle 11: Gründe für Nichtteilnahme an Beschäftigungsprogrammen 

Aus der Zusammenstellung geht hervor, dass die Mehrheit von Sozialhilfebeziehenden, die 

nicht an einer Beschäftigungsmassnahme teilnehmen, sich noch ganz oder mindestens teil-

weise im 1. Arbeitsmarkt befinden, jedoch einen ungenügenden Verdienst erzielen. 

Gefolgt wird diese Kategorie von Personen, die aus gesundheitlichen Gründen (Arztzeugnis 

und/oder IV Abklärung oder IV Massnahme) oder auf Grund von Betreuungsaufgaben nicht 

an einer Beschäftigungsmassnahme teilnehmen. 

 

3.6 Berichterstattung an den kantonalen Migrationsdienst MIDI 

2012 verfassten die Sozialen Dienste erstmals differenzierte Berichte gemäss gesetzlicher 

Regelung an den Migrationsdienst. Diese beinhalten vor allem Angaben zu Dauer und Umfang 

der finanziellen Unterstützung der Ausländerinnen und Ausländer. Es wurden insgesamt 21 

Berichte ans MIDI verfasst. In einem Fall hat das MIDI die Aufenthaltsbewilligung unter ande-

rem auch mit Bezug auf die Berichterstattung der Sozialen Dienste entzogen. 

 

3.7 Prävention Sozialhilfemissbrauch 

Die Sozialen Dienste Nidau führen jährlich zu einem unterschiedlichen Zeitpunkt eine periodi-

sche Anspruchsüberprüfung durch. Damit soll rechtmässiger Bezug auf der einen Seite si-

chergestellt und unrechtmässiger Bezug auf der andern Seite rechtzeitig erkannt und verhin-

dert werden. 

Sozialhilfebeziehende Klientinnen und Klienten, die vollumfänglich und wahrhaftig ihre famili-

alen, wohntechnischen und finanziellen Verhältnisse offen legen, sollen entsprechend den 

gesetzlichen Rahmenbedingungen unterstützt werden. Unrechtmässiger Bezug erfolgt, wenn 

Einkünfte oder Vermögen nicht korrekt deklariert wurden. Er ist rückerstattungspflichtig und 

hat je nach Schwere (Betrug) umgehend eine Strafanzeige zur Folge. Ab 2013 können die 

Sozialarbeitenden im Zweifelsfall auf die Unterstützung des Rechtsdienstes zurückzugreifen. 

Die folgende Tabelle 12 zeigt, dass die Anzahl Verfügungen im Zusammenhang mit unrecht-

mässigem Bezug oder mangelnder Mitwirkung 30 Fälle oder 6.7% aller geführten Fälle be-

trifft.  
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3.7.1 Sozialhilferechtliche Verfügungen 

 
Tabelle 12: Entwicklung der Verfügungen (Sozialhilfe), Vergleich der Jahre 2008 - 2012 

Die 84 erlassenen Verfügungen im Jahr 2012 entsprechen in etwa dem Niveau von 2010. Die 

sehr hohe Zahl an Verfügungen im 2011 ist auf die neuen Mietzinsrichtlinien, die per 

01.01.2012 in Kraft traten, zurückzuführen. Bei allen Dossiers, die schon vor April 2011 be-

standen, wurden im Dezember 2011 auf den 1. Januar 2012 Verfügungen erlassen. Die An-

zahl der Beschwerden ist angesichts der hohen Anzahl an Verfügungen relativ gering, was 

auch auf eine gute Qualität der Verfügungen schliessen lässt.  

 

Art der Verfügungen im Jahre 2012 Anzahl 

Kürzungen der Sozialhilfe wegen Verletzung der Mitwirkung 10 

Ablehnung/Nichteintreten auf Sozialhilfeantrag 22 

Einstellungen der Sozialhilfe  7 

Einstellungen SH im Zusammenhang mit der periodischen Anspruchsüberprüfung 20 

Rückerstattungen Sozialhilfe (z.B. wegen selbstverschuldeter Notlage oder unrechtmässigem Bezug) 13 

Kürzungen Mietzinse und Nebenkosten 9 

Diverse 3 

Total 84 
Tabelle 13: Verfügungen 2012, aufgeschlüsselt nach Hauptkategorien 

Die 20 Einstellungen im Zusammenhang mit der periodischen Anspruchsüberprüfung konnten 

alle wieder rückgängig gemacht werden, nachdem die Sozialhilfebezüger/innen die erforderli-

chen Unterlagen und Dokumente nachträglich beigebracht hatten.  

3.7.2  Abklärungen Sozialinspektor/-innen 

Im Berichtsjahr 2012 wurden vier Aufträge zur Sozialinspektion erteilt. In zwei Fällen gab die 

Sozialkommission die Zustimmung, dass die Sozialen Dienste erstmals von der seit dem 1. 

Januar 2012 gesetzlich ermöglichten sogenannten verdeckten Ermittlung Gebrauch machen. 

In einem Fall ergaben sich dadurch keine weiteren Verdachtsmomente. Im anderen Fall steht 

das Ergebnis noch aus. Die Kosten belaufen sich pro Auftrag zur verdeckten Ermittlung pau-

schal auf CHF 6'000.- und können dem Lastenausgleich in Rechnung gestellt werden. 

3.7.3  Strafanzeigen 

Im Jahr 2012 wurden vier Strafanzeigen auf Grund eines Verstosses gegen Artikel 85 SHG 

(inkorrekte Angaben) und Art. 146 des Strafgesetzbuches (Betrug) eingereicht. Einige Dos-

siers zur Prüfung, beziehungsweise Einreichung von Strafanzeigen aus dem Jahre 2012 wa-

ren Ende des Jahres noch pendent. Der Anteil Strafanzeigen betrifft weniger als 1% aller 

Fälle.   
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4 FACHBEREICH KINDES- UND  
ERWACHSENENSCHUTZ   

4.1 Einleitung 

Aus der Gesellschafts- und Rechtsentwicklung der vergangenen Jahrzehnte geht das neue 

Kindes- und Erwachsenenschutzrecht hervor. Das Selbstverständnis, die daraus resultieren-

den Rollenverständnisse, die Strukturen und Organisationsformen der Familien oder familien-

ähnlichen Gemeinschaften haben sich gewandelt und die Entstehung der neuen Gesetzge-

bung beeinflusst. Eine Grundspannung zwischen Selbstbestimmung und Schutzbedarf wohnt 

diesem neuen Regelwerk inne. Das Erkennen und Anerkennen des menschlichen Potentials, 

auch desjenigen des Kindes, haben dazu beigetragen, dass einerseits die Selbstbestim-

mung bei der Suche nach geeigneten Lösungen wegleitend ist. Erst wenn die Unter-

stützung durch die Familie, andere nahestehende Personen oder private oder öffentliche 

Dienste nicht ausreicht oder wenn keine eigene Vorsorge getroffen wurde oder die Massnah-

men von Gesetzes wegen nicht genügen, werden behördliche Massnahmen angeordnet. An-

derseits verpflichtet der Gesetzgeber die Organe des Kindes- und Erwachsenenschutzes das 

Wohl und den Schutz hilfsbedürftiger Menschen sicherzustellen. Dieses vom Gesetz-

geber gewollte Spannungsfeld hat bereits in den vergangenen Jahren die Praxis beeinflusst. 

Diesen Maximen wird jedoch grössere Bedeutung beigemessen. Sie stellen für alle Akteure, 

auch für die Betroffenen selber, eine neue Herausforderung dar. Das Massnehmen und das 

Massschneidern werden konkreter und verbindlicher, setzen eine erweiterte Fachkompe-

tenz und Disponibilität voraus und erfordern sowohl von den Behörden wie auch von den 

Amtstragenden eine grössere Achtsamkeit und Flexibilität. Diese neuen Instrumente eröffnen 

zugleich neue Perspektiven für die Betroffenen und für deren Bezugspersonen. 

 

4.2 Erbrachte Leistungen 

4.2.1 Abklärungen Kindesschutz (Gefährdungsmeldungen) 

Die eingegangenen Gefährdungsmeldungen betrafen Kinder und Jugendliche. Sie wurden von 

Bezugspersonen, Angehörigen, Lehrkräften, Nachbarn, Behörden usw. erstattet und lösten 

ein von der Kindesschutzbehörde eröffnetes Verwaltungsverfahren aus. Die Abklärungen des 

Kindesschutzbedarfes wurden uns übertragen. 

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Nidau 

Port 

Insgesamt 

29 

6 

35 

33 

3 

36 

23 

4 

27 

24 

5 

29 

31 

7 

38 

38 

13 

51 
Tabelle 14: Abklärungen Kindesschutz (Gefährdungsmeldungen) 

Im Januar 2012 waren 23 Abklärungsverfahren pendent. Im Laufe des Jahres wurden 28 

Gefährdungsmeldungen erstattet. 35 Abklärungsverfahren wurden in dieser Zeit erledigt. 

Eine deutliche Fallzunahme von 13 Fällen ist zu verzeichnen. In 27 Fällen waren schulpflichti-

ge und in 24 Fällen vorschulpflichtige Kinder betroffen.  

 

4.2.2 Abklärungen Erwachsenenschutz 

Wenn uns hilfsbedürftige erwachsene Personen von Angehörigen, Bezugspersonen, Ärzten, 

Behörden usw. als gefährdet gemeldet wurden, eröffnete die Vormundschaftsbehörde ein 

Abklärungsverfahren. Die Durchführung der Abklärungen wurde uns übertragen. 
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 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Nidau 

Port 

Insgesamt 

36 

5 

41 

34 

2 

36 

21 

7 

28 

42 

13 

55 

38 

16 

54 

44 

9 

53 
Tabelle 15: Abklärungen Erwachsenenschutz 

Im Januar 2012 waren 15 Abklärungsverfahren pendent. Wir wurden im Laufe des Jahres mit 

38 neuen Abklärungen beauftragt. 35 Abklärungsverfahren wurden in diesem Jahr erledigt. 

In diesem Bereich blieb die Arbeitslast konstant. In 18 Fällen waren Menschen, die das 80. 

Lebensjahr überschritten hatten, betroffen. In 9 Fällen hatten sie das 60. Lebensjahr erreicht, 

insgesamt 51% der Fälle. 

 

4.2.3 Mandate im Kindes- und Erwachsenenschutz 

Diese 269 Fälle setzen sich aus 140 Mandaten für Minderjährige und 129 Mandaten für Er-

wachsene zusammen. Insgesamt haben wir eine Fallzunahme von 35 (20 im Vorjahr) Fällen 

zu verzeichnen. Es sind 52% (49% im Vorjahr) Minderjährige und 48% (51% im Vorjahr) 

Erwachsene. Bei den Minderjährigen waren 80 (57%) schulpflichtig. Bei den Erwachsenen 

hatten 61 Personen (47%) das 60. Lebensjahr erreicht.  

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Nidau 

Port 

Insgesamt 

168 

28 

196 

181 

30 

211 

173 

28 

201 

174 

40 

214 

183 

51 

234 

214 

55 

269 
Tabelle 16: Mandate im Kindes- und Erwachsenenschutz 

Im Kindesschutzbereich hatten wir in rund 25 Fällen eine Erziehungsaufsicht wahrzunehmen. 

Eine deutliche Mehrheit der Fälle waren Erziehungsbeistandschaften gemäss Art. 308 Abs. 1 

und 2 ZGB. In dieser Funktion unterstützten wir die Eltern in ihrer Sorge um das Kind mit Rat 

und Tat. In einzelnen Fällen wurden die Kinder fremdplatziert. Zudem wurden uns einige 

Beistandschaften zur Überwachung des Besuchsrechtes und zur Wahrung der Kindesinteres-

sen anvertraut. 

Im Erwachsenenschutzbereich waren die Beistandschaften auf eigenes Begehren gemäss Art. 

394 ZGB die meist angeordnete Massnahme, rund 60%. Die kombinierten Beistandschaften 

gemäss Art. 392 und 393 ZGB bildeten eine kleinere Gruppe, rund 19%. Weiter gehörten 

auch einzelne Vormundschaften und Beiratschaften zu unserem Portfolio. 

 

4.2.4 Vaterschaft, Unterhalt und elterliche Sorge 

Hier verzeichnen wir eine Zunahme von 8 Fällen. Bei einem Anfangsbestand von 11 Fällen 

wurden uns 29 neue zugewiesen. 29 Fälle wurden erledigt. Kam ein Kind ausserhalb der Ehe 

auf die Welt und hatte der Vater die Vaterschaft nicht unterschriftlich auf dem Zivilstandsamt 

anerkannt, nahmen wir mit den Eltern Kontakt auf, um die Frage der Vaterschaft und der 

Unterhaltspflicht zu besprechen. Falls die Vaterschaft schon anerkannt war, unterstützten wir 

die Eltern bei der Regelung der elterlichen Sorge. Nur in einzelnen Fällen musste im Nach-

gang Vaterschaft und Unterhaltspflicht gerichtlich geregelt werden.  

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Nidau 

Port 

Insgesamt 

25 

2 

27 

28 

7 

35 

26 

8 

34 

30 

5 

35 

27 

5 

32 

29 

11 

40 
Tabelle 17: Vaterschaft, Unterhalt und elterliche Sorge 
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4.2.5 Pflegekinderaufsicht 

Die Zahl der Pflegekinder hat wieder leicht zugenommen. Pflegewillige Eltern wurden von uns 

abgeklärt, bevor ihnen eine Pflegekinderbewilligung erteilt wurde. Die bestehenden Pflege-

kinderverhältnisse wurden von uns begleitet. 

 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Nidau 

Port 

Insgesamt 

6 

8 

14 

9 

3 

12 

14 

4 

18 

16 

5 

21 

11 

4 

15 

14 

4 

18 
Tabelle 18: Pflegekinderaufsicht 

 

4.2.6 Freiwillige Beratungen und erbrechtliche Massnahmen 

Im Jahr 2012 führten wir 13 präventive Beratungen, 3 Lohnverwaltungen und eine erbrechtli-

che Massnahme. 

 

4.3 Kommentar zu den erbrachten Leistungen 

Im Erwachsenenschutzbereich nahm die Abklärungsintensität zwischen 2007 und 2009 eher 

ab, stieg dann 2010 deutlich und blieb im 2011 und 2012 konstant. Die Mehrheit dieser Fälle 

betraf Menschen, die das 60. Lebensjahr erreicht hatten. Es ist anzunehmen, dass die zu-

nehmende Alterung der Bevölkerung diese Entwicklung beeinflusst. Im Kindesschutzbereich 

war die Abklärungsintensität zwischen 2007 und 2011 keiner grossen Schwankung unterwor-

fen. Im vergangenen Jahr nahm sie deutlich zu. Wir sind gegenwärtig nicht im Stande, diese 

Veränderung schlüssig zu erklären. Wir nehmen aber an, dass die Schulreform und der 

Migrationshintergrund eines Teils dieser Klientel diesen Interventionsbedarf beeinflusst.  

Die Anzahl der Mandate hat seit 2007 kontinuierlich zugenommen. Seit 2007 haben wir rund 

37% mehr Mandate zu führen.  

 

4.4 Umsetzung des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts 

Im Laufe des vergangenen Jahres haben wir uns in verschiedener Hinsicht auf das Inkrafttre-

ten des neuen Rechtes vorbereitet. Wir haben uns an den Vorbereitungsarbeiten beteiligt, 

uns dafür eingesetzt, dass die neue Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Biel/Bienne die 

nötigen Angaben über die geführten Fälle und über die pendenten Geschäfte erhält. Wir ha-

ben uns weiterbilden lassen und unsere Fachkompetenz erweitert, um den neuen Herausfor-

derungen gewachsen zu werden.  

Alle bestehenden Mandate für Erwachsene sind nun aufgrund des neuen Rechtes von der 

KESB zu überprüfen und anzupassen oder aufzuheben. Dies bedingt weiterhin unsere Mitar-

beit und wird im Jahr 2013 einige Ressourcen binden.  
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5 FACHBEREICH ADMINISTRATION  

5.1 Die Visitenkarte der Sozialen Dienste 

Die Administration ist mit der Arbeit am Schalter, am Telefon und der Postverteilung die Visi-

tenkarte und Drehscheibe der Abteilung.  

Hauptaufgabenbereiche der Administration sind: 

 Post, Telefon und Schalterarbeit: Entgegennahme der Anliegen der Klientschaft 

 Administrative Anmeldung/Intake in der Sozialhilfe und Vorbereitung der Dossiers 

 Genereller administrativer Support für die elf Sozialarbeiter/innen und die Abteilungslei-

tung 

 Selbständige Bearbeitung verschiedener Geschäfte im SH - und im KES - Bereich  

 Entgegennahme und Weiterleitung der Anmeldungen beim RAV 

 Durchführung von verschiedenen grösseren und kleineren Projekten in diversen Bereichen 

 

Die Sicherheit der Mitarbeitenden bei schwierigen oder gewaltbereiten Klienten bleibt weiterhin 

ein Thema. Der Schalterbereich wurde umgestaltet. Neu sind immer zwei Personen für Telefon 

und Empfang zuständig. Der Schalterbereich wurde mit geringen Veränderungen von den drei 

hinteren Arbeitsplätzen abgetrennt.  

 

5.2 Krankenkasse / ASV Anmeldungen 

Dank den minimen Erhöhungen der Krankenkassenprämien mussten im Berichtsjahr glückli-

cherweise bedeutend weniger Personen umversichert werden. 

 

5.3 BfS-Statistik 

Zum vierten Mal wurden die Arbeiten für die BfS-Statistik vollständig von der Administration 

erledigt. Rund 50% der Fragebogen bestanden die Hürde bei der ersten Prüfung. Insgesamt 

650 Fragebogen (53 weniger als im Vorjahr) konnten dem Bundesamt für Statistik weiterge-

leitet werden. Die Rückmeldung war sehr erfreulich. Es waren nur geringste Korrekturen nö-

tig. Diese Daten ermöglichen den Sozialen Diensten Nidau einen gesamtschweizerischen Ver-

gleich zu erhalten. 

 

5.4 Periodische Anspruchsüberprüfung im SH-Bereich 

Bei der periodischen Anspruchsüberprüfung schreiben wir alle Sozialhilfeempfänger/innen, 

die an einem Stichtag X länger als zwölf Monate Sozialhilfe beziehen, an und fordern sie auf, 

sämtliche relevanten Unterlagen neu vorzulegen. Im Jahr 2012 wurde diese Überprüfung 

zum vierten Mal durchgeführt und betraf 169 Personen. Die Administration sorgt für die Voll-

ständigkeit der Unterlagen. 

 

5.5 Unterstützungsbestätigungen für die Steuerverwaltungen 

Jede/r Klient/in erhält als Steuerunterlage die Bestätigung über die Höhe der individuellen 

Unterstützung. Mittels einer Selektion kann aus der Datenbank KLIB ein entsprechender Se-

rienbrief ausgedruckt werden. Terminlich versetzt werden die Unterlagen den entsprechen-

den Steuerbüros in den Gemeinden zugestellt. 
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5.6 Neue Aufgaben 

Die Einforderung der Kinderzulagen für nichterwerbstätige Personen, die Sozialhilfe beziehen, 

wurde vermehrt eingeleitet. Diese Arbeit bedingt eine gute Zusammenarbeit mit der zustän-

digen Person des SH-Alimenteninkassos, da die Kinderzulagen oft auch Bestandteile eines 

Unterhaltsvertrages oder eines Scheidungsurteiles sind.  

Neu wurden alle Klienten durch die Administration unterstützt, wenn sie eine Anpassung der 

Miete infolge der Senkung des Referenzzinssatzes einfordern mussten. Der aktuelle Referenz-

zinssatz wird nun jeweils bei der SH-Dossiereröffnung überprüft. 
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6 BEHÖRDENSEKRETARIAT  

Durch die rechtlichen und organisatorischen Neuerungen im Bereich Kindes- und Erwachsen-

schutz änderte sich ab dem 01.01.2013 einiges für die Sozialkommission der Stadt Nidau 

(Sozial- und Vormundschaftsbehörde). Auf diesen Zeitpunkt wurden im Kanton Bern sämtli-

che Aufgaben der bisherigen Vormundschaftsbehörden den neu regional organisierten Kin-

des- und Erwachsenschutzbehörden übergeben.  

Die Sozialkommission Nidau bleibt jedoch weiterhin das Steuerungsorgan für die Aufgaben-

bearbeitung im Sozialbereich auf kommunaler Ebene.  

Für das Behördensekretariat bedeutete dies einerseits einen grossen Arbeitsanfall, der bis 

Ende 2012 abgearbeitet werden musste und gleichzeitig eine personelle Redimensionierung, 

die per Ende 2012 umgesetzt wurde.  

Die Aufgaben im Bereich Vormundschafts- und Sozialbehörde umfassten im Wesentlichen: 

6.1 Vormundschaftskontrolle 

Im Bereich der Vormundschaftskontrolle wurden die periodische Berichts- und Rechnungsfüh-

rung, die Inventaraufnahme, die oberamtliche Genehmigung (Passation) durch die vormund-

schaftliche Aufsichtsbehörde, die erbrechtlichen Massnahmen sowie die Kindesvermögens-

kontrollen erfasst und überwacht. 

 

6.2 Verfahrensleitung der Behörde 

Im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes eröffnete der Sekretär jeweils vor Errich-

tung der entsprechenden Massnahmen ein Abklärungsverfahren und beauftragt ein/e Sozial-

arbeiter/in mit den Abklärungen. Nach Vorliegen der Abklärungsberichte wurden diese vom 

Behördensekretariat geprüft. Je nach Sachlage werden vom Behördensekretariat weitere 

Abklärungen vorgenommen und zusammen mit dem Präsidenten bzw. Vizepräsidenten der 

Vormundschaftsbehörde den betroffenen Klienten das rechtliche Gehör gewährt, sei dies 

mündlich oder schriftlich.  

Im Bereich der Beschwerdeverfahren war der Jurist für die Verfahrensinstruktion und das 

Verfassen von Beschwerdeantwort, Replik und Duplik zuhanden des Regierungsstatthalte-

ramtes oder des Obergerichts zuständig. 

 

6.3 Redaktion der Verfügungen 

Im Jahr 2012 wurde wiederum ein deutlicher Anstieg der behandelten Vormundschaftsge-

schäfte festgestellt. Die Anzahl der durch das Behördensekretariat verfassten Verfügungen 

stiegen im Jahr 2012 im Vergleich zum Vorjahr um weitere 30 % an. 2012 wurden insgesamt 

428 Verfügungen im Bereich Kindes- und Erwachsenenschutz erlassen (Errichten einer vor-

mundschaftlichen Massnahme und Ernennen der Mandatsträgerin / des Mandatsträgers, inkl. 

Verfügungen zu elterlicher Sorge/Unterhalt, Kindsvermögen, erbschaftsrechtlichen Massnah-

men usw.). Die Geschäfte wurden durch das Behördensekretariat zuhanden der Sozialkom-

mission bis zur Entscheidreife vorbereitet. Zurückzuführen ist dieser markante Anstieg haupt-

sächlich auf die Tatsache, dass alle pendenten Geschäfte im vormundschaftlichen Bereich an 

die neue Behörde zu übergeben waren und es daher angebracht war, möglichst viele voran-

zutreiben und zu erledigen.   
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6.4 Beratung und Betreuung der Mandatsträger/innen 

Das Vormundschaftssekretariat als verfahrensleitende Instanz beriet die amtlichen und priva-

ten Mandatsträger/innen sowie die Vormundschaftsbehörde in materiell- und verfahrens-

rechtlichen Belangen. Insbesondere die privaten Mandatsträger/innen (oftmals Familienange-

hörige, verwandte Personen der Verbeiständeten oder Drittpersonen im Bereich der Freiwilli-

genarbeit) benötigen juristischen Support in unterschiedlichsten Bereichen, namentlich im 

Zusammenhang mit Todesfall- und Erbschaftsregelungen, Aktien und Wertschriften (Mündel-

sicherheit), bei Aufnahme und Gewährung von Darlehen, bei Wohnungsauflösungen und 

Heimeintritten. Ausserdem ist eine intensive Betreuung der privaten Mandatsträger/innen 

durch den Sachbearbeiter im Bereich der periodischen Berichts- und Rechnungsablage sowie 

beim Erstellen der vormundschaftlichen Inventare bei Mandatsübernahme für eine funktionie-

rende Mandatsführung unabdingbar. Die Aufgabe der Beratung und Unterstützung der priva-

ten Mandatsträger/innen bleibt auch nach den neuen Bestimmungen eine Aufgabe der Sozia-

len Dienste. 

Im Berichtsjahr waren 43 private Mandatsträger/innen mit der Begleitung und Betreuung von 

verbeiständeten oder bevormundeten Personen betraut. Insgesamt führten sie 50 Mandate.  

 

6.5 Administrative Aufgaben 

Der Versand der Sitzungsunterlagen vor den monatlich stattfindenden Sitzungen an die Mit-

glieder der Sozialkommission, der Versand der Verfügungen nach der Beschlussfassung durch 

die Kommissionssitzung an die Verfahrensbeteiligten inkl. Regierungsstatthalteramt und die 

betriebsinterne Verteilung der Verfügungen mit den zugehörigen Akten, wurden durch den 

Sachbearbeiter sichergestellt. Zu den Aufgabenbereichen des Sachbearbeiters gehörte auch 

die Führung der Behördendossiers (Neueröffnung, Schliessung und Aktualisierung der Dos-

siers).  

In Zusammenarbeit mit den zwei gewählten Revisorinnen der Vormundschaftsbehörde, stellte 

der Sachbearbeiter die Mündelbuchhaltungen inkl. sämtlicher Belege bereit und überprüfte, 

ob die Buchhaltungen den gesetzlichen Anforderungen entsprachen. Im Jahre 2012 wurden 

insgesamt 73 vormundschaftliche Rechnungen, 81 Berichte ohne Rechnungen sowie 25 vor-

mundschaftliche Inventare revidiert und genehmigt.  

Von jeder Sitzung der Sozialkommission wurde ein ausführliches Protokoll verfasst. Von der 

Sozialkommission verfügte Gebühren und Entschädigungen werden durch den Sachbearbeiter 

gemäss den Protokollauszügen in der Vormundschaftskontrolle erfasst und fakturiert. 

 

6.6 Übergaben an die neue KES-Behörden 

Mit der neuen Zuständigkeit der KES-Behörden waren auf Ende 2012 alle laufenden Geschäf-

te dieser neuen Behörde zu übergeben. Insgesamt wurden per Ende Dezember 48 laufende 

Abklärungen bzw. hängige Verfahren und 306 Mandatsüberwachungen wohlgeordnet an die 

KESB übergeben. 
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7 FACHBEREICH ALIMENTE  

Im Fachbereich Alimente wird unterschieden zwischen 1) Alimentenbevorschussung durch die 

Gemeinde für den Unterhalt minderjähriger Kinder, 2) das Inkasso zu Gunsten der Gemeinde 

zum Ausgleich dieser Vorschüsse, 3) das Inkasso zu Gunsten der Sozialhilfe, wenn diese den 

Unterhalt der Kinder gewährleistet und 4) die Hilfe beim Inkasso des nachehelichen Unter-

halts zu Gunsten des kinderbetreuenden Elternteils bzw. für Ausstände vor Beginn der Bevor-

schussung.  

 
Tabelle 19: Anzahl Alimentendossiers per 31.12. und geführte Alimentendossiers pro Jahr 

Tabelle 19 zeigt einerseits den Stand der Dossiers am 31.12.2012 (Balkenteile je für Nidau 

und Port) sowie als Kurve die während dem jeweiligen Jahr total geführten Dossiers. 

 

7.1 Alimentenbevorschussung 

Minderjährige Kinder haben Anspruch auf einen Vorschuss für laufende elterliche Unterhalts-

beiträge, wenn die ihnen zustehenden Unterhaltszahlungen ausbleiben. In der Vergangenheit 

liegende Forderungen werden nicht bevorschusst. Im Kanton Bern besteht der Rechtsan-

spruch, dass obhutsberechtigte Elternteile ohne Nachweis auf eine finanzielle Notlage An-

spruch auf Bevorschussung haben. Der Bevorschussungsanspruch steht auch volljährigen 

Kindern in Ausbildung zu, sofern sie über einen Unterhaltstitel verfügen, der über das Mün-

digkeitsalter hinaus gültig und vollstreckbar ist.  

Nachehelicher Unterhalt an die frühere Ehefrau bzw. den früheren Ehemann wird hingegen 

nicht bevorschusst (s. 7.4.).  

 

7.2 Inkassobemühungen nach Bevorschussung 

Der Inkassoerfolg im Jahr 2012 betrug hingegen 83.80% (Vergleich: Nidau 2011 Inkassoer-

folg von 73%, Kanton Bern 2011 Inkassoerfolg von 57%). 16.20% der bevorschussten Un-

terhaltsbeiträge konnten von den unterhaltspflichtigen Elternteilen im 2012 nicht zurückbe-

zahlt werden. Zum Teil war der unterhaltspflichtige Elternteil selbst auf Sozialhilfe angewie-

sen, war schon vor der Bezahlung der Alimente auf (oder unter) dem betreibungsrechtlichen 

Existenzminimum, war nicht auffindbar, hält sich in einem Land auf, das entweder keinem 

internationalen Abkommen beigetreten ist oder das zwar beigetreten ist, sich aber nicht um 

das Inkasso kümmert. Die Rücklaufquote hängt einerseits von den Inkassobemühungen ab, 

andererseits von der wirtschaftlichen Situation des zu Unterhaltszahlung verpflichteten El-

ternteils.  

2008 2009 2010 2011 2012

Dossiers per 31.12. Nidau 201 218 227 232 242

Dossiers per 31.12 Port 26 25 25 29 32

Total geführte Dossiers 
pro Jahr Nidau und Port 252 270 274 272 295
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Tabelle 20: Alimentenbevorschussung und Rückerstattung 

 

7.3 Inkasso Alimente bei gleichzeitigem Bezug von Sozialhilfe  

Auch Sozialhilfe Beziehende können Anrecht auf Unterhaltsbeiträge haben. Wenn diese vom 

Schuldner nicht oder nicht vollständig bezahlt werden und die Existenzsicherung der Berech-

tigten bereits von der Sozialhilfe abgedeckt wird, werden die Unterhaltsbeiträge zu Gunsten 

der Sozialhilfe vom Schuldner zurückgefordert. Vom Inkassoerfolg kommt ein Drittel der 

Stadt Nidau zu gut. Die Rücklaufquote im Jahr 2012 betrug 43.21%. Dies ist im Vergleich zu 

den Vorjahren tiefer, zurückzuführen vor allem auf den Umstand, dass mögliche Schuldner 

selber auf dem Existenzminimum leben und daher keine Unterhaltsbeiträge bezahlen können. 

 
Tabelle 21: Inkassoerfolg der Unterhaltsbeiträge bei Sozialhilfebezug 

 

7.4 Inkassohilfe 

Unterhaltsberechtigte haben Anspruch auf behördliche Unterstützung bei der Durchsetzung 

ihrer Unterhaltsforderungen, wenn die unterhaltspflichtige Person diese nicht erfüllt. Dies 

betrifft sowohl die vor den Beginn einer Bevorschussung zurückliegenden Alimente für Kinder 

wie die nachehelichen Unterhaltsbeiträge. Die Hilfe ist von der Gemeindebehörde am Wohn-

sitz der berechtigten Person zu erbringen. Sie steht Kindern und Erwachsenen zu. Grenzüber-

schreitende Unterhaltsinkassi werden im Rahmen der internationalen Rechtshilfe abgewickelt.  

2008 2009 2010 2011 2012

Bevorschussung 516'152 510'479 475'202 442'358 393'459

Inkasso 397'918 390'192 371'453 324'232 329'713
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8 FACHBEREICH AHV-ZWEIGSTELLE  

8.1 Die Ausgleichskasse des Kantons Bern 

Die Ausgleichskasse des Kantons Bern versteht sich – gemäss ihrem Leitbild – als Dienstleis-

tungsbetrieb der Sozialversicherung vor allem für betagte, behinderte und wirtschaftlich 

schwächere Mitbürgerinnen und Mitbürger sowie Familien. Sie führt in den Gemeinden des 

Kantons Zweigstellen. 

Das eingespielte Zweier-Team der AHV-Zweigstelle kann auf ein arbeitsreiches, herausfor-

derndes Jahr zurückblicken. Die Arbeit im Dienste der vielfältigen Kundschaft (Arbeitgeber, 

Selbständigerwerbende, IV- und AHV-Rentner etc.) bietet eine abwechslungsreiche und viel-

seitige Tätigkeit zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger der Gemeinden Nidau und Port. Auch 

wenn immer mehr Informationen zu den verschiedenen Themen im Bereich der AHV elektro-

nisch abrufbar sind, ist der direkte Kontakt unserer Bevölkerung am Schalter oder am Telefon 

nach wie vor eine kundenorientierte und auch effiziente Möglichkeit, um persönliche Situatio-

nen individuell zu besprechen. 

 

8.2 Aufgaben der AHV-Zweigstelle  
Die Hauptaufgaben der AHV-Zweigstellen sind: 
 

 Information der Bevölkerung 

 Anlaufstelle für Auskünfte, Dokumentationen und Beratung zu Einzelfragen 

 Abklärungen und Weiterleitung der Daten zu persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-

nissen von versicherten und beitragspflichtigen Personen 

 Mitwirkung bei der lückenlosen Erfassung aller Beitragspflichtigen 

 Ermittlungen potentieller EL-Bezüger/innen, Information über Anspruchsberechtigung 

und Vorabklärung eines allfälligen Anspruchs 

 
Bereich Leistungen (Geführte Dossiers per 31.12.2012: 532) 
 

Bearbeitete Unterlagen 2010 2011 2012 

Anmeldungen für Altersrenten 92 79 94 

Revisionen und Neuanmeldungen für Ergänzungsleistungen 392 384 405 

Mutationsmeldungen im Bereich Leistungen 212 195 178 

Anträge für Vorausberechnungen von Altersrenten 23 41 26 

Gesuche für die Ausrichtung einer Hilflosenentschädigung 9 8 11 

Anmeldung Mutterschaftsentschädigung 16 13 10 

Abrechnung für Krankheitskosten 942 1722 1135 

Insgesamt 1686 2442 1859 

Tabelle 22: AHV- Bearbeitete Fälle im Bereich Leistungen 
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Bereich Beiträge (Geführte Dossiers per 31.12.2012: 1‘499) 
 

Bearbeitete Unterlagen 2010 2011 2012 

Anmeldungen für Arbeitgebende und Selbständigerwerbende 136 108 85 

Anmeldungen für Nichterwerbstätige  263 84 136 

Anmeldungen für Erwerbsausfallentschädigungen 104 89 138 

Anmeldungen für Kinderzulagen 248 251 126 

Mutationsmeldungen im Bereich Beitragswesen 325 351 353 

Anmeldungen für Versicherungsausweise und Eintritts-

meldungen neuer Mitarbeiter in Betrieben 

316 236 291 

Insgesamt 1392 1119 1129 

Tabelle 23: AHV- Bearbeitete Fälle im Bereich Beiträge 

 

8.3 Schwerpunkte im Jahr 2012 

Die Lohnbescheinigungen wurden 2012 allen Arbeitgebern zugestellt, auch denjenigen, die 

während der letzten Jahre keine Löhne mehr deklariert hatten. Mit der Unterschrift musste 

bestätigt werden, dass tatsächlich keine Löhne ausgerichtet wurde. Dieser Vorgang soll künf-

tig durch die Ausgleichskasse alle 4 Jahre wiederholt werden. Bis anhin wurden diese Arbeit-

geber jährlich aufgefordert, die Löhne von sich aus zu melden, wenn eine Neuanstellung er-

folgt. 

Aufgrund der „Weisungen an die AHV-Zweigstellen über die Aufbewahrung und Vernich-

tung von Akten“ konnten zahlreiche Akten aus dem Archiv vernichtet werden. Künftig wer-

den weder im Bereich Beiträge, noch im Bereich Leistungen bei der Zweigstelle Papierdos-

siers geführt. Die Akten werden durch die Ausgleichskasse eingescannt und können so durch 

die Zweigstellen jederzeit eingesehen werden. Es sind lediglich einzelne Schriftgüter 10 Jah-

re, bzw. dauernd aufzubewahren. Diese Tatsache hatte Anpassungen in den Arbeitsabläufen 

der Zweigstelle zur Folge, die im Jahr 2012 in Angriff genommen wurden und laufend fortge-

setzt werden. 

Per 1. Januar 2013 führt die Ausgleichskasse des Kantons Bern im Bereich der Leistungen ein 

neues EDV-Programm „NIL+“ ein. Da diese Einführung gravierende Auswirkungen auf die 

Arbeiten der Zweigstelle hat, wurden die Zweigstellenmitarbeiter/innen im September 2012 

während eines 1-tägigen Informationstages über das neue System und die damit verbunde-

nen Änderungen in den Arbeitsabläufen ins Bild gesetzt. Ab November 2012 stand zudem via 

Internet ein Easylearn-Programm zur Verfügung, mit sog. Snacks konnten die Zweigstellen in 

einem Testsystem die einzelnen Arbeitsabläufe und Vorgehensweisen erlernen und proben. 

Sämtliche bisherigen Verarbeitungen im Bereich der Leistungen werden durch das neue Pro-

gramm tangiert, was für die Zweigstellen anfänglich grosse Auswirkungen auf die Erledigung 

der täglichen Arbeiten haben und auch interne Anpassungen in den Arbeitsabläufen zur Folge 

haben wird. 

Zuschüsse nach Dekret: Aufgrund des Beschlusses des Regierungsrates vom 1.12.2010 

wurden praktisch alle Zuschussdossiers eingestellt. Es werden nur noch einzelne Dossiers in 

besonderen Fällen wie zum Beispiel für die Übernahme von Heimkosten an IV-Rentner ge-

führt. 
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9 MITARBEITENDE UND ORGANIGRAMM  

9.1 Die Mitarbeitenden 2012 

Sozialhilfe    

Graf Christoph Bereichsleiter bis 28.2.2012 

Hauri Christian ab 1.3.2012 Bereichsleiter  

Aeschbacher Denise   

Donzé Amandine   

Flückiger Marlise   

Keusen Jean-Claude   

Schlup Marlies   

Winiger Rebecca  ab 1.4.2012 
   

Kindes- und Erwachsenenschutz   

Saillen Yves Bereichsleiter  

Eggimann Susanne   

Forster David  bis 31.5.2012 

Roth Cornelia   

Simmen Paul   

Stocker Hanna   
   

Administration   

Hess Hans Peter Bereichsleiter bis 31.7.2012 

Berger Karin ab 1.8.2012 Bereichsleiterin  

Bächli Sandra  ab1.3.2012 

Bratschi Isabelle   

Fikatas Natascha   

Montavon Manuela   

Müller Melanie  bis 31.1.2012 

Trüssel Maya  ab 15.10.2012 

Weibel Marina  ab 01.01.2012 

Werro Sophia   
   

AHV-Zweigstelle   

Hurni Brigitte Leiterin  

Schwab Olivier   
   

Lernende und PraktikantInnen   

Goldener Marisa  Sozialarbeiterin in Ausbildung ab 1.2. bis 30.11.2012 

Kocher Jannick Lernender (aus Port)  1.9.-30.11.12 

Mühlheim Carol  Vorpraktikantin ab 1.8.2012 

Rösch Cristina  Vorpraktikantin bis 30.6.2012 

Uhlmann Yannick Lernender  1.6. bis 31.8. und ab 1.12 

Weibel Angela  Lernende  ab 31.5.2012 
   

Leitung und Stab   

von Wartburg Andreas Abteilungsleiter  

Spreyermann Christine  Assistenz Abteilungsleiter ab 15.10.2012 

Bivetti Franca Alimente  

Frey Michael Assistent Abteilungsleiter ab 1.12.2012 

Knecht Dominik Rechtsdienst bis 30.11.2012 

Wüthrich Marcel Behördensekretariat bis 30.9.2012 
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Leitung Fachbereich 
Administration
Karin Berger

100% 

Leitung Fachbereich 
Kindes- und Erwachsenenschutz

Yves Saillen
80%

Leitung Fachbereich 
Ausgleichskasse

Brigitte Hurni
100%

Leitung Fachbereich 
Sozialhilfe

Christian Hauri
100%

Sachbearbeiter II
Olivier Schwab

100%

Sachbearbeiterin II
Natascha Fikatas

60%

Sachbearbeiterin I
Sophia Werro

100%

Sachbearbeiterin II
Manuela Montavon

60%

Sachbearbeiterin II
Isabelle Bratschi

100%

Vorpraktikant/in
Carol Mühlheim

80%

Lernende

100%

Sozialarbeiterin
Susanne Eggimann-Weibel 

80%

Sozialarbeiterin
Daniela Crescione 

80%

Sozialarbeiterin
Cornelia Roth

85%

Sozialarbeiter
Paul Simmen

90 %

Sozialarbeiterin
Hanna Stocker 

90% 

Sozialarbeiterin 
Daniel Mathys

100%

Sozialarbeiterin
Amandine Donzé

100%

Sozialarbeiterin
Denise Aeschbacher

100%

Sozialarbeiter
Jean-Claude Keusen

80%

Sozialarbeiterin
Rebecca Winiger

80%

Sachbearbeiterin II
Maya Trüssel

60%

Rechtsdienst
vakant
40%

Alimente
Franca Bivetti

50%

Abteilungsleitung
Christine Spreyermann

90%

Sachbearbeiter II
Sandra Bächli

50%

Sachbearbeiterin II
Marina Weibel

40%

Assistent AL
Michael Frey

70%

Praktikantin Sozialarbeit
60% 
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10 ANHANG:  

10.1 Leistungen und Erträge der Sozialhilfe im Jahresvergleich 

Der Kanton Bern hat auf das Jahr 2012 die neue Differenzierte Sozialhilferechnung in Kraft 

gesetzt, um eine besserer Kostenkontrolle führen zu können. Damit verbunden waren einzel-

ne neue Verbuchungsregeln. Weiter wurde eine Änderung der Praxis der Rückerstattung der 

Prämienverbilligungen umgesetzt. Diese Umstände bewirken eine auf den ersten Blick grös-

sere Erhöhung der Sozialhilfeleistungen.  

Um die Vergleichbarkeit mit dem letzten Jahr herzustellen, haben wir das Jahr 2011 ebenfalls 

nach neuen Regeln berechnet und in der nachstehenden Graphik sichtbar gemacht. 

 

 
Tabelle 25: Leistungen und Erträge Sozialhilfe 2008 - 2012 

Sowohl die Leistungen wie die Erträge scheinen im Vergleich zu den ursprünglichen Zahlen 

des Vorjahrs beide um 20% zugenommen zu haben. Betrachtet man den Verlauf innerhalb 

des selben Berechnungsmodus, erkennt man jedoch eine Abnahme der Leistungen um etwa 

CHF 440'000, und eine Abnahme der Erträge um ca. CHF 340'000.  

Wie bereits beschrieben, ist diese Differenz in der Höhe von ca. CHF 1.5 Millionen auf die 

unterschiedliche Rückerstattung/Verbuchung der KV-Prämienverbilligung durch den Kanton 

zurückzuführen. Es hat also keine Leistungsausweitung gegeben, sondern eine leicht Abnah-

me der Kosten. 

  

2008 2009 2010 2011 2012

Leistungen (alt) 7'781'779 8'180'195 9'626'996 9'798'719 9'658'788

Erträge  (alt) 2'173'089 2'052'225 2'436'471 2'565'098 2'430'367

Leistungen (neu) 12'227'85 11'784'46

Erträge  (neu) 3'445'702 3'102'198

Leistungen (alt)

Erträge  (alt)

Leistungen (neu)

Erträge  (neu)

-

2'000'000 

4'000'000 

6'000'000 

8'000'000 

10'000'000 

12'000'000 

14'000'000 

Leistungen und Erträge Sozialhilfe
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